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URTEIL DES GERICHTSHOFES (Erste Kammer) 

12. Dezember 1985 * 

In der Rechtssache 276/84 

betreffend ein dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag vom Finanz­
gericht Hamburg in dem vor diesem Gericht anhängigen Rechtsstreit 

Gebr. Metelmann GmbH & Co. KG, Hamburg, 

gegen 

Hauptzollamt Hamburg-Jonas 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2730/79 der Kommission vom 29. November 1979 über gemeinsame 
Durchführungsvorschriften für Ausfuhrerstattungen bei landwirtschaftlichen Er­
zeugnissen (ABl. L 317, S. 1) und der Verordnung Nr. 1371/81 der Kommission 
vom 19. Mai 1981 über Durchführungsvorschriften für die Währungsausgleichs­
beträge (ABl. L 138, S. 1) 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten R. Joliét, der Richter G. Bosco und 
T. F. O'Higgins, 

Generalanwalt: P. VerLoren van Themaat 

Kanzler: P. Heim 

Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben: 

— Gebr. Metelmann GmbH & Co. KG, Klägerin des Ausgangsverfahrens, vertre­
ten durch Rechtsanwalt Landry, Hamburg, 

— Hauptzollamt Hamburg-Jonas, Beklagter des Ausgangsverfahrens, vertreten 
durch Herrn Vester, 

* Verfahrenssprache: Deutsch. 
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— Regierung der Italienischen Republik, vertreten durch den Abteilungspräsiden­
ten ira Consiglio di Stato Arnaldo Squillante, Leiter des Contenzioso diploma­
tico im Ministerio degli affari esteri, als Bevollmächtigten im Beistand des 
avvocato dello Stato Oscar Fiumara, 

— Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren Bevoll­
mächtigten Bernhard Jansen vom Juristischen Dienst im Beistand von Regie­
rungsrat Gerhard Lechleitner, Bundesministerium für Wirtschaft, Bonn, dem 
Juristischen Dienst der Kommission im Rahmen des Austauschs mit nationalen 
Beamten zur Verfügung gestellt, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 24. Ok­
tober 1985, 

folgendes 

URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 Das Finanzgericht Hamburg hat mit Beschluß vom 1. Oktober 1984, beim Ge­
richtshof eingegangen am 21. November 1984, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag 
Fragen nach der Auslegung des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung Nr. 2730/79 
der Kommission vom 29. November 1979 über gemeinsame Durchführungsvor­
schriften für Ausfuhrerstattungen bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen (ABl. 
L 317, S. 1) und nach der Auslegung der Verordnung Nr. 1371/81 der Kommis­
sion vom 19. Mai 1981 über Durchführungsvorschriften für die Währungsaus­
gleichsbeträge (ABl. L 138, S. 1) zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

2 Diese Fragen stellen sich in einem Rechtsstreit vor dem Finanzgericht zwischen der 
Gebr. Metelmann GmbH & Co. KG, Hamburg, (Klägerin) und dem Hauptzoll­
amt Hamburg-Jonas (Beklagter). 
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3 Die Klägerin beantragte im August 1981 bei zwei deutschen Zollämtern die Zoll­
abfertigung zweier Partien Milchpulver, abgepackt in Säcken zu 25 kg, die nach 
Polen ausgeführt werden sollten und für die die Ausfuhrerstattung und der Wäh­
rungsausgleichsbetrag (WAB) im voraus festgesetzt waren. Nach der Zollabferti­
gung wurden die beiden Partien, die aufgrund ihrer Verpackung unter die Tarif­
stelle 04.02 A II b 1 fielen, in den Freihafen Hamburg verbracht, wo sie von 
einem Dritten, an den sie inzwischen verkauft worden waren, in Packungen zu 
1 kg umgefüllt wurden, bevor sie das geographische Gebiet der Gemeinschaft ver­
ließen; durch die Umfüllung gehörte die Ware nunmehr zur Tarifstelle 
04.02 A II a 1, für die jedoch derselbe Erstattungssatz galt. 

4 Der Beklagte des Ausgangsverfahrens gewährte der Klägerin zunächst die Aus­
fuhrerstattung und den WAB, die im voraus festgesetzt worden waren; er forderte 
diese Beträge anschließend mit der Begründung zurück, nach Artikel 9 Absatz 1 
der Verordnung Nr. 2730/79 sei die Zahlung der Ausfuhrerstattung von dem 
Nachweis abhängig, daß das Erzeugnis, für welches die Ausfuhrzollförmlichkeiten 
erfüllt worden seien, „das geographische Gebiet der Gemeinschaft in unveränder­
tem Zustand verlassen" habe; das gleiche gelte für den WAB. Aufgrund der Um­
füllung erfüllten die streitigen Partien diese Bedingung nicht. 

5 Nach erfolglosem Einspruch erhob die Klägerin Klage beim Finanzgericht Ham­
burg, das das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof folgende Fragen zur 
Vorabentscheidung vorgelegt hat: 

„1) Ist Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2730/79, der u. a. die 
Zahlung der Ausfuhrerstattung davon abhängig macht, daß die Ware das geo­
graphische Gebiet der Gemeinschaft „in unverändertem Zustand" verlassen 
hat, dahin auszulegen, daß die Veränderung der äußeren Beschaffenheit der 
Ware (z. B. Abpacken von größeren Gebinden in kleinere Gebinde) den Ver­
lust des Erstattungsanspruchs nach sich zieht, wenn die Veränderung zu einer 
anderen Tarifposition führt, die Erstattungssatzverordnung aber für beide Ta­
rifpositionen denselben Erstattungssatz vorsieht? 

2) Bei Verneinung der Frage 1 : 

Ist bei Veränderung der äußeren Beschaffenheit der Ware nach Erfüllung der 
Ausfuhrzollförmlichkeiten und vor dem Verlassen des Gebiets der Gemein­
schaft der im Zeitpunkt der Erfüllung der Ausfuhrzollförmlichkeiten gültige 
oder der im voraus festgesetzte Erstattungssatz anzuwenden? 
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3) Sind die zu den Fragen 1 und 2 erbetenen Auslegungen — ggf. welche nicht 
— durch entsprechende Auslegung der Verordnung (EWG) Nr. 1371/81 vom 
19. Mai 1981 auf die "Währungsausgleichsbeträge zu übertragen, obwohl ins­
besondere deren Artikel 7 Absatz 4 und Artikel 16 Absatz 2 eine ausdrück­
liche Regelung über die Ausfuhr der Ware in unverändertem Zustand nicht 
enthalten?" 

6 Die Klägerin, der Beklagte des Ausgangsverfahrens, die Regierung der Italieni­
schen Republik und die Kommission der Europäischen Gemeinschaften haben 
schriftliche Erklärungen abgegeben. 

7 Zur ersten Frage vertritt die Klägerin die Ansicht, Artikel 9 Absatz 1 der Verord­
nung Nr. 2730/79 der Kommission enthalte kein absolutes Verbot der Verände­
rung der äußeren Beschaffenheit der Ware, insbesondere, wenn diese Veränderung 
sich nicht auf den Erstattungssatz auswirke; ein solches Verbot widerspräche näm­
lich dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, wenn es nur dazu diente, die Zollkon­
trolle zu erleichtern; im übrigen sei der vorliegende Fall nicht anders zu behandeln 
als der von Waren, die in Zollagern oder Freizonen eingelagert seien und bei de­
nen bestimmte Behandlungen wie das Umpacken durch Artikel 4 Absatz 5 der 
Verordnung Nr. 798/80 der Kommission vom 31. März 1980 über Durchfüh­
rungsvorschriften für die Vorfinanzierung von Ausfuhrerstattungen (ABl. L 87, 
S. 42) in der durch Artikel 2 Nr. 1 der Verordnung Nr. 2674/80 der Kommission 
vom 17. Oktober 1980 (ABl. L 274, S. 11) ergänzten Fassung ausdrücklich zuge­
lassen seien; das Umpacken der Ware ziehe somit nicht den Verlust des Erstat­
tungsanspruchs nach sich, wenigstens dann nicht, wenn sich der Erstattungssatz 
nicht ändere. 

8 Der Beklagte des Ausgangsverfahrens, die Regierung der Italienischen Republik 
und die Kommission schlagen vor, die Frage dahin gehend zu beantworten, daß 
eine Veränderung der äußeren Beschaffenheit der Ware, im vorliegenden Fall das 
Abpacken in kleinere Gebinde, zu einem Verlust des Erstattungsanspruchs führe. 
Der Beklagte verweist auf die Notwendigkeit einer wirksamen Zollkontrolle. Nach 
Ansicht der italienischen Regierung wirkt sich eine Veränderung der äußeren Be­
schaffenheit, die zu einer anderen Tarifierung der Ware führen könne, auf die 
Übereinstimmung des veränderten Erzeugnisses mit dem zur Ausfuhr angemelde­
ten aus; sie sei daher von Bedeutung bei der Beurteilung, ob der Exporteur seinen 
Erstattungsanspruch verliere. Die Kommission verweist darauf, daß sie in den Fäl­
len, in denen sie eine erstattungsunschädliche Behandlung habe zulassen wollen, 
eine ausdrückliche Ermächtigung für notwendig gehalten habe, wie sie sie in Arti-
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kel 1 Absatz 1 der Verordnung Nr. 2674/80 zur Änderung des Artikels 9 der 
Verordnung Nr. 2730/79 für das Einfrieren der Ware ausgesprochen habe. 

9 Vor der Beantwortung der Vorlagefrage ist zunächst festzustellen, daß eine Ver­
änderung der in Zollagern oder Freizonen eingelagerten Waren wie etwa das Ab­
packen in andere Gebinde entgegen der Auffassung der Klägerin nach der Verord­
nung Nr. 798/80 nicht zulässig ist. Der in dieser Verordnung in der Liste der 
zulässigen Behandlungen aufgeführte Begriff des „Umpackens" findet sich auch in 
Artikel 1 Absatz 1 Nr. 8 der Richtlinie 71/235 des Rates vom 21. Juni 1971 zur 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die üblichen Be­
handlungen, die in Zollagern und Freizonen vorgenommen werden können, und 
steht dort neben den Begriffen „umfüllen oder einfache Neuaufmachung in ande­
ren Behältnissen". Die Aufzählung der Begriffe „umfüllen oder einfache Neuauf­
machung in anderen Behältnissen" — wobei im übrigen fraglich ist, ob darunter 
auch das Umfüllen oder die einfache Neuaufmachung in Behältnissen von anderer 
Größe fallen — wäre völlig überflüssig, wenn das „Umpacken" einer Ware auch 
das Abpacken in andere Gebinde umfaßte. 

10 Somit ist zu entscheiden, ob eine Auslegung des Artikels 9 Absatz 1 der Verord­
nung Nr. 2730/79, wonach eine Veränderung der äußeren Beschaffenheit der 
Ware in jedem Fall den Verlust des Erstattungsanspruchs nach sich zieht, jeden­
falls dann mit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz unvereinbar ist, wenn diese Ver­
änderung nicht zu einem anderen Erstattungssatz führt und somit das Erstattungs­
system nicht zu beeinflussen scheint. 

11 Wegen der alljährlich großen Anzahl von Ausfuhren aus der Gemeinschaft, die zu 
Erstattungen berechtigen, ist es jedoch praktisch unmöglich, die Identität der die 
Gemeinschaft verlassenden Ware mit der zur Zollabfertigung angemeldeten Ware 
anders zu überprüfen als anhand ihrer Aufmachung und ihrer Abmessungen. Eine 
wirksame Kontrolle ist für das reibungslose Funktionieren des Erstattungssystems 
unerläßlich, da nur aufgrund der zutreffenden Identifizierung der Ware, die die 
Gemeinschaft verlassen hat, die tatsächlich zustehenden Erstattungen gezahlt wer­
den können. 

12 Dieses Ergebnis findet im übrigen in der Verordnung Nr. 798/80 eine Bestäti­
gung, da es sich bei den dort aufgezählten Behandlungen, die ohne Beeinträchti­
gung des Erstattungsanspruchs vorgenommen werden können, augenscheinlich um 
Veränderungen handelt, die die Zollkontrolle in keiner Weise erschweren können. 
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1 3 Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz steht somit nicht der Auffassung entgegen, daß 
jede Veränderung der äußeren Beschaffenheit der Ware den Verlust des Erstat­
tungsanspruchs nach sich zieht, wenn durch die Veränderung die Zollkontrolle 
erschwert wird und insoweit das reibungslose Funktionieren des Erstattungs­
systems beeinträchtigt wird. 

1 4 Somit ist auf die erste Frage zu antworten, daß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 2730/79, der die Zahlung der Ausfuhrerstattung davon abhängig macht, daß 
die "Ware das geographische Gebiet der Gemeinschaft „in unverändertem Zustand" 
verlassen hat, dahin auszulegen ist, daß die Veränderung der äußeren Beschaffen­
heit der Ware den Verlust des Erstattungsanspruchs nach sich zieht, wenn die Ver­
änderung die Zollkontrolle erschwert. 

15 Angesichts dieser Antwort auf die erste Frage ist es angebracht, die zweite Frage 
für den Fall zu beantworten, daß die Zollförmlichkeiten ausnahmsweise — anstelle 
der früher erfüllten Förmlichkeiten, die wegen der Veränderungen der Ware ge­
genstandslos geworden sind — erneut erfüllt werden können, nachdem die Ware 
das geographische Gebiet der Gemeinschaft verlassen hat. 

16 In diesem Fall stellt sich die Frage, welcher Zeitpunkt für die Festsetzung des Er­
stattungssatzes maßgeblich ist. 

17 Die Möglichkeit, die Ausfuhrzollförmlichkeiten nachträglich noch zu erfüllen, hat 
nur die Kommission untersucht. Nach ihrer Ansicht ist in einem solchen Fall für 
die Festsetzung des Erstattungssatzes von dem Zeitpunkt auszugehen, zu dem das 
Erzeugnis die Gemeinschaft tatsächlich verlassen hat, da die früheren Zollförm­
lichkeiten nach ihrer Erfüllung durch die an dem Erzeugnis vorgenommenen Ver­
änderungen gegenstandslos geworden seien. 

18 Die Erstattung soll den Unterschied zwischen den Preisen in der Gemeinschaft 
und den Preisen auf dem Weltmarkt ausgleichen. Werden die Ausfuhrzollförmlich­
keiten ausnahmsweise erneut erfüllt, nachdem die Ware das geographische Gebiet 
der Gemeinschaft verlassen hat, können die Preise, die für diese Ware auf dem 
Gemeinschaftsmarkt erzielbar wären, nicht mehr berücksichtigt werden; infolge­
dessen ist der Zeitpunkt, zu dem die Waren das geographische Gebiet der Gemein­
schaft verlassen hat, zugleich der Zeitpunkt, der für die Berechnung des Unter­
schieds zwischen den Gemeinschafts- und den Weltmarktpreisen einzig maßgeb-
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lieh ist. Eine Festsetzung des Erstattungssatzes aufgrund der Preise, die zum Zeit­
punkt der späteren erneuten Erfüllung der Ausfuhrzollförmlichkeiten gelten, 
stände in keiner Beziehung mehr zu den Zielen der Erstattung und würde an Will­
kür grenzen. Dieses Ergebnis drängt sich um so mehr auf, als der Exporteur sonst 
für die Erneuerung der Zollförmlichkeiten einen Zeitpunkt wählen könnte, zu dem 
die Erstattungssätze günstiger wären. 

19 Auf die zweite Frage ist somit zu antworten, daß der Zeitpunkt, zu dem eine Ware 
das geographische Gebiet der Gemeinschaft verlassen hat, für den anzuwendenden 
Erstattungssatz maßgeblich ist, wenn die Ausfuhrzollförmlichkeiten ausnahmsweise 
noch nach diesem Zeitpunkt erfüllt werden können. 

20 Bei der dritten Frage geht es darum, ob die Antworten auf die ersten beiden Fra­
gen auf die Zahlung der WAB übertragbar sind, obwohl die Artikel 7 Absatz 4 
und 16 Absatz 2 der Verordnung Nr. 1371/81 eine ausdrückliche Regelung über 
die Ausfuhr der Ware in unverändertem Zustand nicht enthalten. 

21 Bis auf die Klägerin schlagen alle Beteiligten, die Erklärungen abgegeben haben, 
vor, diese Frage zu bejahen. Wenn man davon ausgehe, daß die Veränderung der 
äußeren Erscheinung der Ware den Verlust des Erstattungsanspruchs nach sich 
ziehe, ist nach Ansicht der Klägerin zu berücksichtigen, daß keine Bestimmung der 
Verordnung Nr. 1371/81 die Zahlung des WAB von der Ausfuhr der Ware in 
unverändertem Zustand abhängig mache. 

22 Nach Artikel 2 der Verordnung Nr. 243/78 der Kommission vom 1. Februar 1978 
über die Vorausfestsetzung der Währungsausgleichsbeträge (ABl. L 37, S. 5), der 
zur maßgeblichen Zeit galt, kann der WAB nur dann im voraus festgesetzt wer­
den, wenn dies auch bei der Abschöpfung und der Erstattung geschieht. Infolge­
dessen führt der Wegfall der im voraus festgesetzten Erstattung auch zum Wegfall 
des im voraus festgesetzten WAB. 

23 Der Zeitpunkt, der für die Festsetzung des WAB maßgeblich ist, wenn die Zoll­
förmlichkeiten nachträglich erfüllt werden, ergibt sich aus folgender Überlegung. 
Nach Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung Nr. 1372/81 der Kommission vom 19. 
Mai 1981 über die Berechnung der Währungsausgleichsbeträge (ABl. L 138, 
S. 14) wird der Währungskoeffizient, mit dem nach Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe 
b dieser Verordnung die Erstattungen und Abschöpfungen bei der Ausfuhr im 
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Handel mit Drittländern multipliziert werden, von dem Prozentsatz abgeleitet, an­
hand dessen der WAB berechnet wurde. Infolgedessen kann man für die Festset-
zung des WAB und des Erstattungssatzes nicht verschiedene Zeitpunkte zugrunde 
legen. 

24 Auf die dritte Frage ist daher zu antworten, daß die Antworten auf die ersten 
beiden Fragen auch für die Zahlung des WAB gemäß der Verordnung 
Nr. 1371/81 gelten. 

Kosten 

25 Die Kosten der Regierung der Italienischen Republik und der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, die vor dem Gerichtshof Erklärungen abgegeben 
haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das 
Verfahren vor dem Gerichtshof ein Zwischenstreit in dem vor dem nationalen Ge­
richt anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Ge­
richts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF (Erste Kammer) 

auf die ihm vom Finanzgericht Hamburg mit Beschluß vom 1. Oktober 1984 vor­
gelegten Fragen für Recht erkannt: 

1) Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2730/79, der die Zahlung der 
Ausfuhrerstattung davon abhängig macht, daß die Ware das geographische Ge­
biet der Gemeinschaft „in unverändertem Zustand" verlassen hat, ist dahin aus­
zulegen, daß die Veränderung der äußeren Beschaffenheit der Ware den Verlust 
des Erstattungsanspruchs nach sich zieht, wenn die Veränderung die Zollkon­
trolle erschwert. 

2) Für den anzuwendenden Erstattungssatz ist der Zeitpunkt maßgeblich, zu dem 
eine Ware das geographische Gebiet der Gemeinschaft verlassen hat, wenn die 
Ausfuhrzollförmlichkeiten ausnahmsweise noch nach diesem Zeitpunkt erfüllt 
werden können. 
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3) Die Antworten auf die ersten beiden Fragen gelten auch für die Zahlung des 
Währungsausgleichsbetrags gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1371/81. 

Joliét Bosco O'Higgins 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 12. Dezember 1985. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident der Ersten Kammer 

R. Joliét 
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